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A. Zielsetzung 

Das Abkommen ist eine dauerhafte Grundlage für das gemeinsame 
Anliegen beider Vertragsstaaten, die Grenzbrücken im Zuge der Bun-
desfernstraßen und der polnischen Landesstraßen in einem technisch 
einwandfreien Zustand zu erhalten. 

B. Lösung 

Das am 20. März 1995 unterzeichnete Abkommen trifft die erforder-
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkommens ge-
schaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) — 900 01 — De 13/95 (NA 5) Bonn, den 19. Oktober 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. März 1995 zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Polen über die Erhaltung der Grenz-
brücken im Zuge der deutschen Bundesfernstraßen und der polnischen 
Landesstraßen an der deutsch-polnischen Grenze mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 689. Sitzung am 13. Oktober 1995 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 20. März 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Erhaltung der Grenzbrücken 
im Zuge der deutschen Bundesfernstraßen 

und der polnischen Landesstraßen 
an der deutsch-polnischen Grenze 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 20. März 1995 unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die Erhaltung der 
Grenzbrücken im Zuge der deutschen Bundesfernstraßen und der polnischen 
Landesstraßen an der deutsch-polnischen Grenze wird zugestimmt. Das Abkom-
men wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Auf die in Artikel 10 Abs. 1 des Abkommens bezeichneten Umsätze findet 

deutsches Umsatzsteuerrecht Anwendung. 

(2) Auf die in Artikel 10 Abs. 2 des Abkommens bezeichneten Umsätze findet 
polnisches Waren- und Dienstleistungssteuerrecht Anwendung. Für diese Um-
sätze wird keine deutsche Umsatzsteuer erhoben. 

(3) Für die in Artikel 10 Abs. 3 Satz 1 des Abkommens genannten Waren 
werden außer Zöllen keine Einfuhrabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der 
Einfuhr für die öffentlichen Bauverwaltungen. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kra ft  tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Abkom-
men Steuern berührt, deren Aufkommen den Ländern oder 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 
Die Absätze 1 und 2 sehen vor, daß für die Erhaltung der 
Grenzbrücken jeweils auf dem Hoheitsgebiet beider Staa-
ten entweder ausschließlich das deutsche Umsatzsteuer-
recht oder ausschließlich das polnische Waren- und 
Dienstleistungssteuerrecht zur Anwendung kommt. Nach 
der praktischen Erfahrung ist es am zweckmäßigsten, 
wenn jeweils das Steuerrecht des erhaltungspflichtigen 
Vertragsstaats gilt. Gleichzeitig wird durch die Anwendung 
eines einheitlichen Steuerrechts die Durchführung der 
Erhaltungsarbeiten erleichtert. 
Absatz 3 sieht vor, daß insbesondere auf die Erhebung 
von Einfuhrumsatzsteuer verzichtet wird. Damit sollen 
praktische Schwierigkeiten für Unternehmer und Verwal-
tung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um eine 
steuertechnische Vereinfachung im Rahmen örtlich be-
schränkter Einzelmaßnahmen, nicht um materielle Ver-
günstigungen. Würde die Einfuhrumsatzsteuer erhoben, 
könnte sie von den ausführenden Unternehmern in voller 
Höhe als Vorsteuer abgezogen werden. Einfuhren für die 
öffentlichen Bauverwaltungen (Endverbrauch) werden von 
der Regelung nicht erfaßt. 

Zu Artikel 3 
Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kraft  tritt, im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Die auf die Bundesrepublik Deutschland entfallenden 
Kosten für die Ausführung der Erhaltungsarbeiten an den 
Straßenbrücken im Zuge von Bundesfernstraßen werden 
auf ca. 0,8 Mio. DM jährlich geschätzt; sie werden vom 
Bund als Baulastträger aus den Mitteln des Straßenbau-
plans getragen. 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Vereinfachung der Besteuerung der mit 
der Erhaltung bestimmter Grenzbrücken zusammenhän-
genden Umsätze in gewissem Umfang auf die Erhebung 
von Umsatzsteuer (= Verzicht auf Umsatzsteuermehrein-
nahmen). Andererseits ergeben sich Umsatzsteuermehr-
einnahmen zugunsten der Bundesrepublik Deutschland 
durch den Verzicht der Republik Polen auf das Besteue-
rungsrecht bei bestimmten Grenzbrücken. Die Höhe der 
Mehr- oder Mindereinnahmen läßt sich nicht schätzen; es 
ist jedoch zu erwarten, daß sich diese Mehr- und Minder-
einnahmen weitgehend ausgleichen. 

Im Wirtschaftsbereich sind in Einzelfällen auf regionaler 
Ebene geringfügige Preisanhebungen nicht völlig auszu-
schließen; sie lassen sich im voraus jedoch nicht quantifi-
zieren. Bei der für Straßenbauwerke hier relativ geringen 
Auftragssumme pro anno und angesichts des Gesamtum-
satzvolumens im Marktsegment Baustoffe und Bauleistun-
gen sind überregionale gesamtwirtschaftliche Auswirkun-
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, durch die Nachfrage 
nach den hier vornehmlich benötigten Gütern Beton, 
Betonstahl sowie Spannstahl nicht zu erwarten. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen 
über die Erhaltung der Grenzbrücken 

im Zuge der deutschen Bundesfernstraßen 
und der polnischen Landesstraßen 
an der deutsch-polnischen Grenze 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Polen — 

bestrebt, die Grenzbrücken im Zuge der deutschen Bundesfern-
straßen und der polnischen Landesstraßen und die zugehörigen 
Anlagen an der deutsch-polnischen Grenze in einem standsiche-
ren, verkehrssicheren und mängelfreien Zustand zu erhalten — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Gegenstand dieses Abkommens ist die Erhaltung der 
Grenzbrücken im Zuge der Bundesfernstraßen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Landesstraßen der Republik Polen 
sowie der zugehörigen Anlagen in einem standsicheren, verkehrs-
sicheren und mängelfreien Zustand. 

(2) Der Begriff „Erhaltung" umfaßt alle Arbeiten, die zur Unter-
haltung, Instandsetzung und Erneuerung der Grenzbrücken und 
der zugehörigen Anlagen erforderlich sind. Zu diesen Arbeiten 
gehören alle Maßnahmen, die die ordnungsgemäße Nutzung und 
den entsprechenden technischen Stand der Grenzbrücken unter 
Wahrung der Tragfähigkeit gewährleisten, ohne die wesentlichen 
Abmessungen und die statischen Verhältnisse zu verändern. Fer-
ner gehören dazu die Reinigung sowie der Winterdienst. 

(3) Als den Grenzbrücken zugehörige Anlagen gelten die Bö-
schungen an den Rampen, Uferbefestigungen, Zufahrten sowie 
Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen und Verkehrssi-
cherungseinrichtungen im Bereich dieser Anlagen. 

(4) Die Erhaltung der Grenzbrücken obliegt den Vertragsstaa-
ten nach Maßgabe der Anlage zu diesem Abkommen; sie erfolgt 
im gegenseitigen Einvernehmen. Die Erhaltungsmaßnahmen 
werden nach den Vorschriften des erhaltungspflichtigen Vertrags-
staats durchgeführt. Die Erhaltung der den Grenzbrücken zuge-
hörigen Anlagen obliegt dem Vertragsstaat, auf dessen Hoheits-
gebiet diese Anlagen sich befinden; Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Zu erhalten sind insbesondere die Tragwerk-Konstruktio-
nen, die Fahrbahnen auf den Grenzbrücken zwischen den Fahr- 
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bahnübergängen, die Geh- und Radwege auf den Grenzbrücken, 
Widerlager, Pfeiler, Brückengeländer, Fahrbahnübergänge, La-
ger, Besichtigungseinrichtungen, Entwässerungs- und Beleuch-
tungsanlagen, Verkehrszeichen sowie die Absturzsicherungen 
auf den Grenzbrücken und die Sicherungseinrichtungen gegen 
Eisgang. 

Artikel 2 

(1) Die Erhaltungsarbeiten an den Grenzbrücken und an den 
zugehörigen Anlagen werden so ausgeführt, daß sie den Schiffs-
verkehr auf den Flüssen und den Verkehr auf den Grenzbrücken 
und deren Zufahrten sowenig wie möglich behindern. 

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten entsprechende Bedin-
gungen für den Eis- und Hochwasserabfluß unter den Grenz-
brücken. 

(3) Die Entscheidung über die Notwendigkeit der Einrichtung 
einer neuen und die Veränderung einer bestehenden Dauerbe-
leuchtung einer Grenzbrücke, die Kostentragung und die A rt  und 
Weise der Installation bedarf einer gesonderten Vereinbarung 
zwischen dem Bundesministerium für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Ministerium für Transpo rt  und Seewirt-
schaft der Republik Polen unter Beteiligung der zuständigen Be-
hörden. 

(4) Jeder Vertragsstaat, dem die Erhaltung von Grenzbrücken 
mit Holzkonstruktionen obliegt, stellt sicher, daß do rt  geeignete 
Brandschutzgeräte und Brandschutzanlagen vorhanden sind. 

Artikel 3 

Jeder Vertragsstaat ist für die Verkehrssicherheit der von ihm 
zu erhaltenden Grenzbrücken und deren Zufahrten verantwortlich. 
Der erhaltungspflichtige Vertragsstaat stellt den anderen Ver-
tragsstaat von Ansprüchen Dritter frei. 

Artikel 4 

Drei Monate nach der Unterzeichnung dieses Abkommens tau-
schen die Vertragsstaaten die in ihrem Besitz befindlichen Unter-
lagen über die Grenzbrücken und zugehörigen Anlagen, die bis-
her von ihnen erhalten wurden, aus. Dazu gehören insbesondere 
Bestandspläne, statische Berechnungen, Tragfähigkeitsberech-
nungen, Vereinbarungen und Verträge mit anderen Stellen, Prüf-
protokolle, Bauwerksbücher und ähnliches. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsstaaten informieren einander, wenn sie Erhal-
tungsarbeiten an den Grenzbrücken oder den zugehörigen Anla-
gen durchführen wollen, und zwar mindestens 

— zwei Wochen vor Beginn der Arbeiten, sofern diese Arbeiten 
den Straßenverkehr nicht beeinträchtigen, 

— drei Monate vor Beginn der Arbeiten, sofern eine Einschrän-
kung oder eine vorübergehende Einstellung des Straßenver-
kehrs auf der Grenzbrücke unvermeidbar ist. 

(2) Jeder Vertragsstaat gewährleistet, daß seine Grenz- und 
Zollbehörden über die Vorbereitung und den Beginn der in Ab-
satz 1 genannten Erhaltungsarbeiten so schnell wie möglich infor-
miert werden. 

Artikel 6 

(1) Sämtliche Kosten für die Erhaltung der Grenzbrücken an der 
deutsch-polnischen Grenze trägt der Vertragsstaat, der gemäß 
der Anlage zu diesem Abkommen zur Erhaltung der Grenzbrük-
ken verpflichtet ist. 

(2) Die Kosten für die Erhaltung der in Artikel 1 Absatz 4 Satz 3 
genannten Anlagen trägt der erhaltungspflichtige Vertragsstaat. 
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Artikel 7 

(1) Die mit der Planung, Ausführung und Überwachung der in 
Artikel 1 genannten Arbeiten sowie mit den in Artikel 8 genannten 
Zustandskontrollen der Grenzbrücken beauftragten Beschäftigten 
jedes Vertragsstaats wie auch alle anderen an den vorgenannten 
Tätigkeiten beteiligten Staatsangehörigen der Vertragsstaaten 
und der für die Republik Polen visafreien Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union dürfen zur Wahrnehmung dieser Aufgaben 
die Grenze im Bereich der Grenzbrücken überschreiten und sich 
auf dem Teil der Grenzbrücken sowie der zugehörigen Anlagen 
aufhalten, der im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegt, 
ohne daß sie dafür einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen. An-
gehörige anderer Staaten, die mit den vorgenannten Tätigkeiten 
beschäftigt sind, dürfen die Grenzbrücken überschreiten, wenn 
sie die nach dem Recht der Vertragsstaaten erforderlichen Doku-
mente und Erlaubnisse mit sich führen. Die in den Sätzen 1 und 2 
genannten Personen bedürfen für die Tätigkeit auf dem Gebiet 
des jeweils anderen Vertragsstaats, das zu betreten sie befugt 
sind, keiner Arbeitserlaubnis. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Beschäftigten und die anderen im 
gleichen Absatz genannten Personen müssen ein von beiden 
Vertragsstaaten anerkanntes Dokument mit sich führen, das zum 
Übertritt der Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen berechtigt. 

(3) Jeder der Vertragsstaaten wird Personen, die unter Verlet-
zung dieses Abkommens in das Hoheitsgebiet des anderen 
Staats gelangt sind, jederzeit formlos rückübernehmen. 

(4) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung im Bereich der Grenzbrücken werden von den örtlich zustän-
digen Grenzbehörden einvernehmlich geregelt. 

(5) Diese Bestimmungen gelten solange und soweit keine ge-
sonderten Vereinbarungen zwischen den Vertragsstaaten über 
das Überschreiten der Grenze getroffen werden. 

Artikel 8 

(1) Im Abstand von jeweils fünf Jahren haben die Vertreter der 
Vertragsstaaten im Beisein von Vertretern der zuständigen Grenz-
behörden an jeder Grenzbrücke und den zugehörigen Anlagen 
gemeinsame Zustandskontrollen durchzuführen. 

(2) Außer diesen gemeinsamen Zustandskontrollen werden 
getrennte Kontrollen der Vertragsstaaten an den von ihnen zu 
erhaltenden Grenzbrücken nach den jeweils geltenden nationalen 
Vorschriften durchgeführt. Die Vertragsstaaten tauschen die Er-
gebnisse der getrennten Kontrollen zwei Wochen vor den verein-
barten gemeinsamen Kontrollen des Zustands der Grenzbrücken 
gegenseitig aus. 

(3) Aus besonderem Anlaß, z. B. bei ungewöhnlichem Hoch-
wasser, Eisgang, Schiffsstoß oder ähnlichen Unfällen, muß eine 
gemeinsame Zustandskontrolle durchgeführt werden. 

(4) Die gemeinsamen Zustandskontrollen nach den Absätzen 1 
und 3 werden von dem erhaltungspflichtigen Vertragsstaat veran-
laßt. Er läßt eine Niederschrift über jede Kontrolle anfertigen und 
veranlaßt, daß sie der zuständigen Straßenbaubehörde des ande-
ren Vertragsstaats übergeben wird. 

Artikel 9 

Sollen die Haupttragwerksteile einer Grenzbrücke (Überbau, 
Pfeiler, Widerlager, Gründung) ersetzt oder soll eine Grenzbrücke 
umgebaut werden (z. B. Verbreiterung, Verstärkung zur Wieder-
herstellung oder Erhöhung der ursprünglichen Tragfähigkeit), so 
ist von den Vertragsstaaten eine gesonderte Vereinbarung zu 
schließen. 
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Artikel 10 

(1) Auf die Lieferungen von Gegenständen und die sonstigen 
Leistungen, die im Zusammenhang mit der Erhaltung der in Num-
mer 1 der Anlage zu diesem Abkommen bezeichneten Grenzbrük-
ken bewirkt werden, ist das deutsche Umsatzsteuerrecht anzu-
wenden. Für diese Umsätze wird  keine polnische Waren- und 
Dienstleistungssteuer erhoben. 

(2) Auf die Lieferungen von Gegenständen und die sonstigen 
Leistungen, die im Zusammenhang mit der Erhaltung der in Num-
mer 2 der Anlage zu diesem Abkommen bezeichneten Grenzbrük-
ken bewirkt werden, ist das polnische Waren- und Dienstlei-
stungssteuerrecht anzuwenden. Für diese Umsätze wird keine 
deutsche Umsatzsteuer erhoben. 

(3) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer-
den, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben, soweit die Waren zur Erhaltung der Grenzbrücken ver-
wendet werden. Sicherheiten werden nicht verlangt. Satz 1 gilt 
nicht bei der Einfuhr von Waren für die öffentlichen Verwaltungen. 

(4) Die zur Erhaltung der Grenzbrücken erforderlichen Waren 
unterliegen bei ihrer Einfuhr und Ausfuhr keinen Verboten und 
Beschränkungen. 

(5) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags-
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer Rechts-
und Verwaltungsvorschriften im Rahmen der Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 4. Die Vertreter dieser Behörden sind berechtigt, 
sich auf den Grenzbrücken aufzuhalten und do rt  die Maßnahmen 
im Rahmen der Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 zu treffen, die 
in ihren Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehen sind. Im 
übrigen bleiben die jeweiligen Hoheitsrechte der Vertragsstaaten 
unberührt. 

(6) Unberührt bleibt das Abkommen vom 18. Dezember 1972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie das 
dazugehörige Protokoll vom 18. Dezember 1972. 

Artikel 11 

(1) Die diesem Abkommen beigefügte Anlage ist Bestandteil 
dieses Abkommens. Wird aufgrund einer gesonderten Vereinba-
rung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen eine neue Grenzbrücke errichtet oder wird eine bestehende 
Grenzbrücke wieder in Bet rieb genommen, so regeln sich die 
Erhaltung dieser Grenzbrücken und die damit zusammenhängen-
den Fragen ebenfalls nach diesem Abkommen. Die Anlage ist 
jeweils im Wege eines Notenwechsels zu ergänzen. Die Anlage 
ist auch zu ändern, wenn eine Grenzbrücke außer Bet rieb genom-
men wird; Satz 3 gilt entsprechend. Im Falle der Umstufung der 
Straße ist eine gesonderte Vereinbarung zu schließen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist soweit wie möglich sicher-
zustellen, daß das Verhältnis der von jedem Vertragsstaat zu 
erhaltenden Brückenflächen dem Verhältnis der Brückenflächen 
auf den jeweiligen Hoheitsgebieten entspricht. 

Artikel 12 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
Rechts des jeweiligen Vertragsstaats personenbezogene Daten 
übermittelt werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen un-
ter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor-
schriften: 

a) Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch den übermittelnden 
Vertragsstaat vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 
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b) Der Empfänger unterrichtet den übermittelnden Vertragsstaat 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu-
ständigen Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermitt-
lung an andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der 
übermittelnden Stelle erfolgen. 

d) Der übermittelnde Vertragsstaat ist verpflichtet, auf die Rich-
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlich-
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über-
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
Recht des jeweiligen Vertragsstaats geltenden Übermittlungs-
verbote zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzuneh-
men. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei-
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof-
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem Recht des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen rechtswidrig ge-
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Seite nach Maß-
gabe des für sie geltenden Rechts. Sie kann sich im Verhältnis 
zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, 
daß der Schaden durch die übermittelnde Seite verursacht 
worden ist. 

g) Der übermittelnde Vertragsstaat weist bei der Übermittlung auf 
die nach seinem Recht geltenden Löschungsfristen hin. Unab-
hängig von diesen Fristen sind die übermittelten personenbe-
zogenen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den 
sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 

h) Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

i) Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen. 

Artikel 13 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es kann von den Vertragsstaaten nur im gegenseitigen Einver-
nehmen geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Abkommens erhebli-
che Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluß 
bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertrags-
staaten auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine Aufhebung 
dieses Abkommens und eine Neuregelung verhandeln. 

Artikel 14 

Die Bestimmungen der Vereinbarung vom 17. Januar 1958 
zwischen dem Ministerium für Verkehrswesen der Deutschen 
Demokratischen Republik und dem Ministerium für Verkehrswe-
sen der Volksrepublik Polen über die Unterhaltung der Grenzstra-
ßenbrücken an der deutsch-polnischen Staatsgrenze werden mit 
Inkrafttreten dieses Abkommens auf die in der Anlage zu diesem 
Abkommen genannten Grenzbrücken nicht mehr angewandt. 
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Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kra ft . 

Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

J. Bauch 
Matthias Wissmann 

Für die Republik Polen 
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Anlage 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Erhaltung der Grenzbrücken 
im Zuge der deutschen Bundesfernstraßen 

und der polnischen Landesstraßen 
an der deutsch-polnischen Grenze 

1. Der Bundesrepublik Deutschland obliegt die Erhaltung 

a) der Grenzbrücke über die Oder zwischen den Ortschaften 
Hohenwutzen und Niederwutzen (Osinow Dolny) im Zuge 
der deutschen Straße B 158 und der polnischen Straße 
124, 

b) der Grenzbrücke über die Oder zwischen den Ortschaften 
Frankfurt/Oder und Schwetig (Swiecko) im Zuge der deut-
schen Straße A 12 und der polnischen Straße A 2, 

c) der Grenzbrücke über die Oder zwischen den Ortschaften 
Frankfurt/Oder und Slubice im Zuge der deutschen Straße 
B 5 und der polnischen Straße 137, 

d) der Grenzbrücke über die Neiße zwischen den Ortschaften 
Ludwigsdorf und Jedrzychowice im Zuge der deutschen 
Straße A 4 und der polnischen Straße A 4; unberührt bleibt 
das Abkommen vom 29. Juli 1992 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Republik Polen über den Auto-
bahnzusammenschluß und den Bau von Grenzabferti-
gungsanlagen für den neuen Grenzübergang im Raum 
Görlitz und Zgorzelec. 

2. Der Republik Polen obliegt die Erhaltung 

a) der Grenzbrücke über die Oder zwischen den Ortschaften 
Mescherin und Greifenhagen (Gryfino) im Zuge der deut-
schen Straße B 113 und der polnischen Straße 120, 

b) der Grenzbrücke über die Oder zwischen den Ortschaften 
Schwedt und Nieder Kränig (Krajnik Dolny) im Zuge der 
deutschen Straße B 166 und der polnischen Straße 123, 

c) der Grenzbrücke über die Oder zwischen den Ortschaften 
Kietz-Küstrin und Küstrin (Kostrzyn) im Zuge der deut-
schen Straße B 1 und der polnischen Straße 22, 

d) der Grenzbrücke über die Neiße zwischen den Ortschaften 
Guben und Gubin im Zuge der deutschen Straße B 97 und 
der polnischen Straße 274, 

e) der Grenzbrücke über die Neiße zwischen den Ortschaften 
Guben und Gubinek im Zuge der deutschen Straße B 97 
(neuer Straßenabschnitt) und der polnischen Straße 274 
(neuer Straßenabschnitt), 

f) der Grenzbrücke über die Neiße zwischen den Ortschaften 
Forst und Erlenholz (Olszyna) im Zuge der deutschen 
Straße A 15 und der polnischen Straße A 12, 

g) der Grenzbrücke über die Neiße zwischen den Ortschaften 
Bad Muskau und Lugnitz (Leknica) im Zuge der deutschen 
Straße S 89 a und der polnischen Straße 298, 
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h) der Grenzbrücke Ober die Neiße zwischen den Ortschaften 
Görlitz und Zgorzelec im Zuge der deutschen Straße B 6 
und der polnischen Straße 4, 

i) der Grenzbrücke zwischen den Ortschaften Zittau und 
Klein Schönau (Sieniawka) im Zuge der deutschen Straße 
S 20 (Chopinstraße) und der polnischen Straße 354, 

j) der Grenzbrücke über die Neiße zwischen den Ortschaften 
Zittau und Poritsch (Porajow) im Zuge einer deutschen 
Gemeindestraße (Friedensstraße) und der polnischen 
Straße 1026. 

Die unter den Buchstaben g), i) und j) genannten Grenzbrücken 
liegen in der Republik Polen im Zuge der Landesstraßen, in der 
Bundesrepublik Deutschland hingegen im Zuge der Straßen des 
nachgeordneten Netzes. 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Am 20. März 1995 ist das Abkommen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Erhaltung der Grenzbrücken im Zuge der deutschen Bun-
desfernstraßen und der polnischen Landesstraßen an der 
deutsch-polnischen Grenze in Warschau unterzeichnet 
worden. Das Abkommen trägt dem gemeinsamen An-
liegen beider Staaten Rechnung, die Grenzbrücken in 
einem technisch einwandfreien Zustand zu erhalten. Die 
damit angestrebte weitere Verbesserung des Straßenver-
kehrs zwischen den beiden Staaten geschieht in Überein-
stimmung mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam-
menarbeit. 

II. Besonderes 

1. Zum Abkommen 
Artikel 1 definie rt  den Gegenstand des Abkommens; zur 
Erhaltung der Grenzbrücken gehören demnach die Un-
terhaltung, Instandsetzung, Erneuerung sowie der Winter-
dienst auf den Grenzbrücken und die Reinigung der 
Grenzbrücken. Artikel 1 beruht ferner auf der praktischen 
Erfahrung, daß es am zweckmäßigsten ist, wenn die Er-
haltung bestimmter Brückenobjekte jedem Vertragsstaat 
ganz — also auch auf dem Hoheitsgebiet des jeweils ande-
ren Vertragsstaats — zugewiesen wird. Die Anlage zum 
Abkommen sieht hierzu eine gerechte Aufteilung vor. Im 
übrigen werden in Artikel 1 die den Grenzbrücken zuge-
hörigen Anlagen definie rt; ihre Erhaltung obliegt den Ver-
tragsstaaten jeweils auf ihrem Hoheitsgebiet. 
Artikel 2 stellt sicher, daß 

—die Erhaltungsarbeiten an den Grenzbrücken den Stra-
ßen- und Schiffsverkehr so wenig wie möglich behin-
dern, 

—die Einrichtung von Dauerbeleuchtungen jeweils einer 
gesonderten Vereinbarung bedarf, 

—an Grenzbrücken mit Holzkonstruktionen Brandschutz-
geräte und Brandschutzanlagen vorhanden sind. 

Artikel 3 regelt, daß jeder Vertragsstaat für die von ihm zu 
erhaltenden Grenzbrücken die Verkehrssicherungspflicht 
wahrnimmt und den anderen Vertragsstaat von Haftungs-
ansprüchen Dritter freistellt. 
Artikel 4 sieht vor, daß zur Vorbereitung der Erhaltungs-
arbeiten die vorhandenen technischen Unterlagen ausge-
tauscht werden. 

Nach Artikel 5 haben sich die Vertragsstaaten innerhalb 
angemessener Fristen gegenseitig über bevorstehende 
Erhaltungsarbeiten zu informieren. 

Nach Artikel 6 trägt jeder Vertragsstaat sämtliche Kosten 
für die von ihm zu erhaltenden Grenzbrücken und für die 
von ihm zu erhaltenden zugehörigen Anlagen. 

Artikel 7 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die mit 
den Erhaltungsarbeiten sowie den Zustandskontrollen der 
Grenzbrücken Beschäftigten der Vertragsstaaten und die 
sonst beteiligten Staatsangehörigen der Vertragsstaaten 
sowie der für Polen visafreien Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union die Grenze überschreiten und sich auf den 
Grenzbrücken sowie den zugehörigen Anlagen aufhalten 
dürfen. 

Artikel 8 sieht gemeinsame Zustandskontrollen im Abstand 
von jeweils fünf Jahren vor; diesen gemeinsamen Zu-
standskontrollen geht eine vorbereitende Kontrolle durch 
den jeweils erhaltungspflichtigen Vertragsstaat voraus. 
Auch aus besonderem Anlaß (beispielsweise bei unge-
wöhnlichem Hochwasser) ist eine gemeinsame Zustands-
kontrolle durchzuführen. 

Nach Artikel 9 ist eine gesonderte Vereinbarung zu 
schließen, wenn die Haupttragwerksteile einer Grenzbrücke 
(Überbau, Pfeiler, Widerlager, Gründung) ersetzt werden 
sollen oder eine Grenzbrücke umgebaut (z. B. Verbreite-
rung, Verstärkung zur Wiederherstellung oder Erhöhung 
der ursprünglichen Tragfähigkeit) werden soll. 

Artikel 10 beruht auf der Erwägung und der praktischen 
Erfahrung, daß es am einfachsten und zweckmäßigsten 
ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats und 
zwar das des jeweils erhaltungspflichtigen Vertragsstaats 
im gesamten Bereich einer Grenzbrücke auf dem Hoheits-
gebiet beider Vertragsstaaten zur Anwendung kommt. 
Durch Artikel 10 wird ferner gewährleistet, daß zum 
Zwecke der Erhaltung der Bauwerke ein weitgehend unge-
hinderter Warenverkehr stattfindet. 

Artikel 11 legt fest, daß die Anlage Bestandteil des Abkom-
mens ist und daher jeweils zu aktualisieren ist, sofern eine 
neue Brücke errichtet wird, eine bestehende Brücke wie-
der in Betrieb oder außer Betrieb genommen wird. Arti-
kel 11 bestimmt im übrigen, daß für den Fall der Um-
stufung der Straße eine gesonderte Vereinbarung erfor-
derlich ist. 

Artikel 12 stellt sicher, daß der Datenschutz unter Beach-
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor-
schriften gewährleistet wird, sofern aufgrund dieses Ab-
kommens nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts per-
sonenbezogene Daten übermittelt werden. 

Artikel 13 regelt die Geltungsdauer und legt fest, wann 
eine Änderung des Abkommens in Betracht kommen 
kann. 

Nach Artikel 14 werden die Bestimmungen der Verein-
barung vom 17. Januar 1958 zwischen dem Ministerium 
für Verkehrswesen der Deutschen Demokratischen Repu-
blik und dem Ministerium für Verkehrswesen der Volks-
republik Polen über die Unterhaltung der Grenzstraßen-
brücken an der deutsch-polnischen Staatsgrenze mit In-
krafttreten dieses Abkommens auf die in der Anlage zu 
dem Abkommen genannten Grenzbrücken nicht mehr 
angewandt. 
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Artikel 15 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkom-
mens nach Austausch der Ratifikationsurkunden fest. 

2. Zur Anlage 
In der Anlage wird der Grundgedanke des Abkommens 
konkretisiert: Jedem Vertragsstaat werden bestimmte 
Brückenobjekte für die Durchführung der Erhaltungsarbei

-

ten ganz übertragen, also auch die Durchführung der 
Erhaltungsarbeiten auf dem Hoheitsgebiet des jeweils an-
deren Vertragsstaats. Bei der Aufteilung der Brücken-
objekte wurde soweit wie möglich sichergestellt, daß das 
Verhältnis der von jedem Vertragsstaat zu erhaltenden 
Brückenflächen dem Verhältnis der Brückenflächen auf 
den jeweiligen Hoheitsgebieten entspricht. 


